
Az.: 12 L 400/19

des   Hem

Begl. Abschrift

h-y--verihn%,ä:t#i;jji;¢%B e s c li 1 Li s s

Prozessbevollmächtigte:     Rechtsanwäfte Breitkreutz und andere,
Reitzensteinstraße 4, 45657 Recklinghausen,
Gz.

gegen

die     Bundesrepublik Deutschbnd, verireten durch den vorstand der Deutschen
Telekom AG.  Leftung des Betriebes Civil Servant Sewices/Social Mat~
ters/Heam & Safety (CSH), Langer Grabenweg 3343, 53175 Bonn,

Antragsgegnerin,

Prozessbevollmächtigter:   Arbeitgeberverband für Telekommunikation und  lT e`V.,
Am Tüv 5, 30519 Hannover,
Gz.:  19.063-18BRS,

wegen Umsetziing
(b!g[; Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordniing)

hat die  12.  Kammer des

V ERWALTUNGSGERICHTS GELS ENl(IRC H EN

am 19. Jufi 2019

durch

den Vorshzenden Rk}hter am Verwaltungsgericht Dr. Weisel,
die Richterin am Verwaltungsgericht Bergmann,
die Richterin  Dr.  Frantzen    .



b e s c li 1 o s s e n :

1.   Der  Antragsgegnerin  wird  im   Wege   der  einstweiljgen
Anordnung  untersag{,  vom  Antragsteller zLi  verlangen,
auf   der   Grundlage    der   dienstlichen   Weisung   vom
13.  Februar 2019  (Umsetzung)  seine  dienstliche  Tätig-
keft  bei  der TPS-BPR  am  Standort  Scheidtweilerstr.  4,
50933 Köln, aufzunehmen.

Die Kosten des Veriahrens trägt die Antragsgegnerin.

2. Der Streitwert vrird auf 5,Om € festgesetzt.

Gmnde:

Der dem Beschlussausspuch entsprechende Antrag ist ziilässig und begründet.

Nach § 123 Abs.1  Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordniing (W/GO) kann eine einst-

weilige   Anordnung   zur   Regelung   eines  vorläufigen   Zusta"ls   in   Bezug   auf  ein

streitiges Fiechtsverhä»nis getroffen werden, um wesentlk=he  Nachteile abzuwenden ,

drohende  Gewalt  zu  verhindem  oder wenn  diese  Regelung  aus  anderen  Gründen

nötig  erscheint.  Voraussetzung  hierfür ist gem.  §  123 Abs.  3  VwGO  in  Verbindung

mft §§ 920 Abs.  2, 294 der ZMlprozessordniing (ZPO),  dass der Antragsteller einen

Anspruch auf eine bestimmte  Lekstung (Anordnungsanspruch) sowie die  NOMendig-

keit  einer  vorläufigen   Regelung   in   Bezug  auf  diesen   Anspruch   zur  Abwendung

wesentlicher Nachteile (Anordnungsgrund) gbubhaft macht.

Einscliränkiingen ergeben sich aus der Vorläufigkeit des begehrten  Rechtsschutzes.

Das Gericht  dari im Wege  der einstweiligen  Anord"ng  nicht schon  das gewähren,

was erst im Hauptsacheverfahren erreicht werden l(ann. Da § 123 Abs.1  WGO vor-

schreibt,  dass das  Gericht  eine  „einstweil©e" Anogdnung  zur  FiegelLing  eines  „vor-

läufigen"  Zustands treffen  kann,  verbjetet  sicli  regelmäßlg  eim  Vorwegnahme  der

Hauptsache.  Ausnahmsweise  ist zur Gewährung effektiven  Rechtsschutzes,  Art.19

Abs.  4  GG,  ¢ine  Vorwegname  der  Hauptsache  im  Wege  des  vorläufigen  Rechts-

schutzes aber zulässig, wenn das Abwanen der Ents¢heidung ln der Hauptsache für

den  Antragsteller  iinzumutbare  und  mchträglich  nicht  mehr zu  beseit©ende  Nach-

teile zur Folge hätte und ein Erfob der Hauptsache überwiegend wahrscheinlich ist.
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Ständige  Rechtsprechung,  vgl.  z.B.   BverwG,   Urteil  vom  18.  Aril
2013  -  10  C  9.12  -,  jiiris.   Rdnr.  22;   OVG  NRW,   Beschiuss  vom
2. Dezember 2016 - 1  8  1194/16 -, juris, Rdnr, 9,

An  diesem  Maßstab  ist das Antragsbegehren zu  messen   Mi( der - wenn auch  nur

vorläufigen  -  Untersagung  der  clienstlichen  Verwendung  des Amragstellers I#i  der

TPS am Standort Köln wird auch der in der Hauptsache verblgte Anspruch zeitweise

erffllft.  Die  im  Weg€  der  einstweiligen  Anordnung  ergangene  vomufige  Regelmg

ste»t sich aufgrund des wefteren ZeitabLaufs sukzessive als endgüftige Regelung dar.

Der  Antragsteller  hat  au€h  h  Würdigung  der vorstehenden  Maßgaben  eirien  aiis-

nahmsweise   dje   Vorwegnahme   der   Hauptsache   rechtfemgenden   Anordnungs-

anspruch und Anordnungsgund glaubhaft gemacht.

1. Der Antragsteller hat einen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht.

Es erschein( als überwiegend wahrscheinlich] dass der Antragsteller sich mft seinem

Rechtsmfttel  in  der Hauptsache  dLirchsetzen  wird,  denn  seine  Umsetzung  zur TPS

am  Standori  Köln  erweist  sich  aus  zwei  -  die  Entscheidung  jeweils  selbständig

tragenden -Grümlen aß rechtswidr©.

1.   Die   beabsichtigte  dienstliche  Verwendung  des  Antragstellers  bei  der  TPS  am

Standori  Köln  bedarf einer Versetzung  (dazu  zu  a.).   Die  Antragsgegnerin  hat  mft

Schreiben vom 13.  Februar 2019 kelne Versetzung, sondem eim Umsetzung verfügt

und  sid` somit eines unzutreffenden  F{echtsinstruments  bedient (dazu  zu  b.).  Folge

der fehbrhaflen Formenwahl ist die Rechtswidrigkeit dieser Personalmaßnahme.

a, Die beabsichtigte diensdbhe Verwendung des Antragstelk5rs am Standori der TPS

in Köln bedarf ei"3r Versetzung i.S.d. § 28 Bundesbeamtengesetz (BBG),

Gem.  §  28  Abs.  1   BBG  ist  eine  Versetzung  die  auf  Dauer angelegte  Übertragung

eines  anderen  Amtes  bel  einer  anderen  DLenststelle  bei  demselben  oder  einem

arweren   Dk:nstrx3rrn.   Amt"   im   Sinne   dieser  Vorschffl   ist  das  Amt  im   abstrakt-

funmionellen Slnre.

Eine  Umsetzung  stelft demgegenüber  eine  innerbehördljche  Maßnahme  dar,  durch
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die  in  Fom  einer Weisung  der Aufgabenbereich  eines  Beamten geändeit vrird.  Die

Ämter  lm  statusrecmlichen  und  im  abstrakt-funktjonellen  Sinn  bleiben  davon  unbe-

rührt.   Dem   Beamten  wird   ein  anderer,   bei  seiner   Beschäft©ungsbehörde  einge-

richteter  Dienstposten   (Amt   im   konkret-funktionellen   Sinn)   übertragen,   der  nach

seirür WeTligkeit seinem Statusamt entsprk:ht.

Vgl. BverwG, Beschliiss vom 21. Juni 2012 -2 8 23/12 -,
juris,  F{dnr.  7

Diese  personalnechtlichen  lnstrumente  sind  gem.  §  2  Abs.  2  Satz  2  PostpersRG

auch mr Bundesbeamte anwendbar, die -wie der Antragsteür -bei den aLs Aldien-

9esellschaften verfassten  Postnachfolgeunternehmen beschäftigt slnd  (vgl. Ari.143b
Abs.  3 Satz 1  GG, § 2 Abs.  1.  Abs.  2 Satz  1  PostpersRG). Aufgrund der privatrecht-

lichen Organisationsfom der Postnachfolgeuntemehmen sind aber -jm Verglem zu

eher   dienstlichen   Verwendmg   bei   einem   öffentlich-rechtlichen    Diensthem   -

Besonde rhefte n zu berücksichtigen :

Bei den Postnachfolgeunternehmen gibt es au@rund ihrer von Behörden üblicher Art

abweichenden OTganisationsstruktur grundsätzlich keine  Dienststelhgn, sondem -als

verselbstständigte  Organisatlonseinheften  -  Betriebe.  Deswegen  lässt  sich  der  Be-

griff der  Dienststelle  im  Sinne  einer  üblichen  Behördenstruktur  nicht  „Eins zu  Eins"

auf die  Organisationsstruldur der  Postnacm)lgeumernehmen  übeTtragen.  Dem  ent-

spricht es, dass für diese Untemehmen grundsätzlich das Betriebsverfassungsgesetz

AArwendung  findet  (§ 24  Abs. 1   PostpersRG).  das  -  im  Unterschied  zum  Bundes-

persomlveriretungsgesetz -ft}r die  Emrichtung  und Wahl von  Betriebsräten  an den
Beariff des Betriebs (und nicht wie bei Personalräten an den  Begriff der Dienststeh)

anknüpft.  Hinzu  kommt,  dass  bei  den  Beamten  der  Postnachfolgeuntemehmen  die

berufliche  Täögkeit  gemaß  § 4 Abs.  1   PostpersF{G  (lediglich)  aß  Dienst  „gilt".  Dem

abstraktrinktionellen  Arnt  entspricht  bei  ihnen  der  (abstrakt  zu  verstehende)  Auf-

9abenbereich  Wird dJeser in der Weise veränderi,  dass der Beamte zugk3km in eine
andere   verselbstständlgle   Organisatk)nsejnheit   übertrM,   so   entspricht   dies   der

Personalmaßnahme der Versetzung. An die Stem des Dienststellenwechsels tritt der

B-chsel.



OVG NRW, Beschluss vom 25. Mäiz 2019 -1  8 1048/18 -.
juris.  Ftdnr.  5.

Maßgemch  fflr die  Bewertung,  ob  die  beabsicl"gte  Personalmaßnahme  eine  Ver-

setzung   oder  eine   Umsetzung   erfordert,   ist  damit  die   Frage,   ob  mft  dieser  ein

Betriebswechsel   verbunden   ist.   Das   bestimmt   sich   danach,   ab   die   bisher©e

Organisatk)nseinheit,  der  der  Beamte  oder  die  Beamtin  angehörie,  einen  (selbst-

ständigen) Betrieb oder einen (unselbstständigen) Betriebsteil darstelrt.

Das   Postpersonalrechtsgesetz   selbst   enthäft   keine   Legaldefinition   des   Begriffs

„Betrieb`.  Verwendung firdet die#r Begriff übervriegend im Zusammenhang mit der

betriebllchen  lnteressenvehetung (so Abschnftl 8,  §  26  Nr.  1  PostpersRG,  wonach

dk=  in den  Betrieben  der Postnachfolgeunternehmen  beschäftigten  Beamten  bei der

Wahl  zum  Betriebsrat  eine  eigene  Gruppe  bilden  bzw.  §  24  Abs.   1   PostpersFiG,

wonach     in     den     Postnachfolgeuntemehmen     das     Betriebsveriasstngsgesetz

Anwendung findet, snweit im  Postpersonalrechtsgesetz nichts anderes bestjmmt isl),

Somi[  ist  aLich  für  die  Beantwortijng  der  Fmge,  ob  eine  Organisationsejnheit  eines

Postnachfolgeiinternehmens  als ®Betrieb" anzusehen  ist,  gemäß  §  24 Abs.  1  Post-

PersRG  aiif  den  Betriebsbegriff  des  Betriebsverfassungsgesetzes  (BetrvG)  abzu-

stelh=n.   Zwar   enthäü   das   Betriebsverfassungsgesetz   kelne    Legaldefinftion   des

Begriffs „Betrieb", es bietet jedoch nähere Bestimmungen, die in der Rechtsprecliung

des Bundesarbeftsgerichts konkretisierl woiiden sind.

Ein  (sff}lb§tständüer)  Betrieb  j.S.d.  des  §  1   Abs,   1   Satz  1   BetrvG  jst  danach  eine

organisatorische Einheit, innerhalb derer der ArbeRgeber zusammen mit den von ihm

beschäftigten  Arbemehmem  bestimmte  arbeitstechnische  Zwecke  forigesetzt  ver-

fo©t.  Ein  (unselbs[ständiger)  Betriebsteil  ist dagegen  auf den  Zweck des  Hauptbe-

mebs  ausgerichtet  und  in  dessen  Organisation  eingegliederi,  ihm  gegenüber aber

organisatorisch abgrenzbar und relativ verselbstäfid©t.

Vgl. z.B.  BAG, Beschluss vom  17. Mai 2017 -7 ABR
21 /15 -, juris,  Rdrn.  17.

Unter  den  Voraussetzungen   des  §  4  Abs.   1    Satz   1   BetrvG  girt   aber  auch  ein

Betriebsteil   als   eigenständiger   Betrieü,   naml®h   dann,   wenn   dori   in   cler   Regel



mindestens  fünf  ständige  wahlberechtigte  Arbeitnehmer,  von  denen  drej  wählbar

sjnd, beschäftü sjnd und der Betriebsteil räumlich weft vom Hauptbetrieb entfemt ist

(Nr.  1 ) oder durch AufgaDenbereicn und C)rganisation eLgens[anclig ist (Nr. 2).

Es  kann  voriiegend  dahinstehen,  ob  es  sich  bei  dem  aufgegebenen  Standoit  der

TPS ln Gelsenkirchen, dem der Antragsteller bislang organisatorisch zugeordnet war,

um  einen  eigensländigen  Betrieb  i.  S,d.  §  1  Abs.  1   Satz  1   BetrvG  oder  um  einen

Betriebsteil  des Hauptbetriebs  in  Köln  handelte.  Für  den  Fall  eines  eigenständ©en

Betriebes  liegt  die  Beweiliing  der  streftgegenständlichen  Personalmaßnahme  als

Versetzung auf der Hand. Aber aucli bei  Bewertung als Betriebsteil erfüllt der Stand-

ori jedenfalb die Voraussetzungen, unter denen ein Betriebsteil gem. § 4 Abs. 1  Satz

1  Nr.  1  BetrvG als eigenständiger Betrieb anzusehen ist:

Nach den Angaben  der Antragsgegnerin  im  Schriftsatz vom  14.  Juni  2019 handelte

es sich  bei der TPS  Geßenkirchen  um  einen  von  - vormals  - drei  Standorien  der

TPS  m idenfischem Geschäftsauftrag (Projektdienstleitungen  für den Konzem)  und

einer Mitarbeiterzahl zwischen  20 und 30  Personen,  so  dass das eriordemche  Maß

an organlsatorischer Selbstständigkeft nlcht in Zweifel zu ziehen isl

Der Standoh Gebenkirchen ist auch räumlich weit vom Hauptbetrieb der TPS in Köln

entfemt.

Bei   der   Bewertung   der   räumlichen   Entftmung   als   „weit"   ist   nicht   nur   auf  die

räumliche  Distanz  abzustellen.  Maßgeblich  für  diese  Frage  jst  -  dem  Zweck  der

Norm entsprechend -, ob der Betriebsrat des Hauptbetriebs für die Beschäftigten der

jeweiligen  kleineren  Betriebseinheit  „k2ichr  zu  erreichen  ist.  Das  bedarf einer  Ge-

samtwürdigung aller Umstände des Einz)etfalß durch dje Tatsachengerichte , die nach

der Rechtsprechung des

BAG,  a.a.O.  F{dnr.  21.

nur  eirüeschränkt  überprüfbar  ist.   Dem  entsprechend  haben  sich   in  der  Recht-

sprechung   keine   absoluten   Werie   herausgebildet,   Erkennbar  ist   aber,   dass  es

wenüer auf die  absolute  Entfemung  als  vielmehr auf den  mtt der Wegstrecke  ver-

bundenen Zeitaufwand ankommt. So kann ein 60 bis 70 I{m entfernter Betriebsteil bei



optimalen VeTkehrsverbindungen noch als nk3ht weit entfemt angesehen werden.  Bei

sclik!chten Verkehrsverbindungen kann schon eine deutlich geringere räumliche Ent-

femung „wenü im Smne des § 4 Abs.  1  Satz 1  Nr.  1  BetrvG sein.

Vgl.  Fittig, BetrvG, 29, Aiiflage,  München 2018, § 4
F`dnr,  20,  m.w.N.

Nach der Rechtsprechung des

BAG, Beschluss vom 7. Mai 2ü8 ~ 7 ABR 15/07 -] juris,
Rdnr. 29,

ist eim räumlich weite Entfemung jedenfalls dann gegeben, wenn die  Hin-und  F{ück-

fahrt   zum   Hauptbetrieb   mh   öffentlichen   Verkehrsmftteln   einen   mehr   als   zwei-

stümüen Ze'üufvmnd erfordert.

Gemessen daran ist der vomalige Standori der TPS in Gelsenkirchen räumlich weit

vom   Hauptsitz   in   Köln   entfemt,   Nach   dem   von   der   Kammer  hinzugezogenen

Routenplaner (googk}  maps) beträgt die einfache  Entfemung  für eine  Fahrt mft dem

PKVV rund 83 km  und  erfordert einen Zeitaufwand von  1  Stunde  und  7  Minuten,  der

sk}h  aber aufgrund  der  üblichen  Verkehrsstörungen  im  Großraum  Köln  gerade  an

Werktagen  häufig  deutlich  erhöht.  Dk!  ebenfalb zu  berücksiclitigende  Fahrzeit  mit

öffentlichen VerkehrsmiMeln beträgt -je nach Verbindung -1  Stunde und 37 Minuten

ocler melir.  Bei Berücksichtigung des Aufwands für die  Hin-und Rückfahrt ergibt sich

damit ein ze"icher Aufwand für die  Bewä"gung der Wegstrecke von erheblich mehr

als zwei Stunden, der die  Bewertung des vormaligen  Standortes der TPS in  Gelsen~

kirchen  als weft entfemt  vom  Hauptsitz  i,S.d.  §  4 Abs,  1  Satz  1   Nr.  1   BetrvG  recht-

feriigt.

b.  Dk!  Antragsgegnerin  hat  mit  Schreiben vom  13.  Februar 2019  keine  Versetzung,

sondem  eine  Umsetzung  verfügt  und  sicli  damff  des  fälschen  personalrechtlichen

l iistnJme nts bedient.

Nach  dem Wortlaut des vorgenannten Schreibens wird der Antragsteller aus dh=nst-

lichen  Gründen  zum  BeschäftigungsoTt  der  TPS  in  Köln  umgesetzt.  Es  sind  kejne

Umstände  dafi]T  ersichtlich,  dass  die  Antragsgegnerin  diese   Maßnahme   nur  ver-

sehentlich falsch bezeichnet hat und tatsäcmch eine Versetzung vornehmen wome,



Vielmehr  spricht   die   Differenzjerung   in   den   verschiedenen   an   den  Antragsteller

gerbhteten Anhörungsschrejben (vom 10. Apil 2018 zur Versetzung und vom 3.  Mai

2018 zur Umsetziing "ach Köln) dafür, dass die Antragsgegnerin sich in Kenntnis der

Verscliiedenheit   der   persorellen   lnstrumente   bewusst  für  eine   Umsetzung  ent-

schieden  hat.  Das hat  sje  in  der Antfagstrwiderung  vom  27.  März 2019  nochmals

bestät©t.   Angesicht§  dessen  bleibt  weder  mr  eine   abweichende  Auslegung   der

streftgegenständlk}hen  Maßm)hme  noch  ür  eine  Umdeutung  der  Umsetzungs-  in

eine  Versetzungsterfügung  Raum.   (Vgl.  §  47  Abs.   2  VwvfG,  wonach  eine  Um-

deutung   ausscheidet,   wenn   diese  der  erkennbaren  Absicht  der  Behörde  wider-

smcht,)

Zur  fehlenden   Möglichkeit  einer   Umdeutung   wegen   der
Ver§chiedenartigkejt der beiden  Maßnahmen vgl.  auch VG
Köln,  Beschluss  ¥om  21.  März 2006  -1   L  25/06  -,  juris,
Rdnr_  8.

2, Die Umsetzung erweist sich darüber hinaLß auch als ermessensfehk}rhaft.

Bei   der   Umsetzung   handeft   es   sich   um   eine   dienstliche   Anordnung,   der   die

betroffem=n Beamten aufgrund  ihrer Weisungsgebundenheit Folge zu  leisten  haben.

Umsetzungen  müssen  von  einem  dienstlichen  Grund  getragen  sein.   Davon  au§-

gehend  hat der Djenstherr nach pflichtgemäßem  Ermessen zu  entscheiden.  Die tat-
sächlichen   Auswirkungen   der   Umsetzung   auf  den   berumchen   Werdegang   des

Betroflenen oder dessen  private  Lebensführung  sind  aus  Fürsorgegründen  bei  den

Ermessenserrigungen zu berücksichtigen`  Der Diensüierr muss sowohl das dienst-

liche  lnteresse  an  der  Umsetzung  ats  auch  die  entgegenstehenden  Belange  des

Betroffenen  m  der ihnen  objektiv zukommenden  Bedeutung  in  die  Abwägung  ein-

stelkm  und  gewichten.  Umsetzungen  sjnd  nach  §  114  Satz  1   VwGO  von  den  Ver-

waltungsgerichten daraufhin zu überprüfen , ob der Dienstherr die das Emessen ejn-

schränkenden Rechtsgrundsätze beachtet hat.

Grurx]sätzlich   gilt,   dass  die   dienstlichen   Belange,  die   der  Umsetzung  zugrunde

tiegen,  umso  gewicht©er sein  müssen, je schwerer die  Folgen  einer  Umsetzung für

den Beamten sind. Zu den nacliteiligen Folgen mr die priva[e Lebeng]estanung kann

insbesondere gehören, dass die Umsetzung m ejnem Wechsel des Dienstorles ver-



bunden ist und der neue  Dienstorl wesentlich weiter von der Wolmung des Beamten

entfemt liegt oder wesentlich schwerer erreichbar ist aki der afte Dienstort.

Ständlge   Rechtsprechung,   vgl.   z.B.   BverwG.   Beschliiss
vom 21. Juni 2012 - 2 8 23/12 -, juris,  Fidnr. 8.

Dk! Antragsgegnerin hat den persönlichen Umständen des Antragstellers im  Fiahmen

ihrer Abwägung  zur Zumutbarkeft  der  räumlichen  Veränderung  zwar  bei  Einleitung

des  Verfahrem5  zutreffend  Rechnung  getmgen  (dazu  zu  a.).  Die  Umsetzung  des

Antnagstellers zum  Standori  der TPS  in  Köln  erweist sich zum  gegenwärtigen Zen-

piinkt aber als ermessenfehlerhaft,  weil die  Antragsgegnerin  dle  Ausv\rirkungen  der

zum  1.  Oktober 2019 zu  emrarienden  Betriebsverlegung  an  den  neu3n  Standori  ln

Brühl  auf  die  persönm3hen   Belange  des  Antragstellers  nicht  ausreichend   ENBrück-

sk}htü hat (dazu zu b.).

a.  Die  Antragsgegnerin  hat  der  persönlichen,   insbesondere  der  gesundheillichen

Situation   des   Antragstellers   im   Fiahmen   der   Umsetzung   zunächst   ausreichend

Rechnung getragen.

Nach  dem  Ergebnis  der  von  der  Antragsgegnerin  veranlassten  betriebsärzüchen

Untersuchung  ist der Antragsteller in  seiner Mobi[ität eingeschränkt.  ln der Ärztlichen

Bescheinjgung   der   Frau   Dr.   Bibona   Zs.   Barkoczi,   Ärztin   in   Wefterbildung   für

ArbeitsmedLzin, vom 9. Juli 2018 (Bhft 27 ff der Beiakte,  Heft 1 ) wm die dem Antrag-

steHer zumutbare  Fahrzeft bel Falirten mit dem  Pl¢^/ auf 60 Minuten und bei Fahrten

m dem öPNV auf 90 Minuten begrenzt. Als Gestaniing  der Wochenarbeitszen von

34  Stunden  rird  ein  Dien§t  an  vier  Tagen  m  drei  Übernachtungen  am  Arben§oh

empfom3n. Em  Umzug sei aus medizirischer Sicht niclit möglich.  Hierzu wird in  einer

„Ärztlichen Zusatzbescheinigung" vom 8. Mäiz 2018 ausgeführt: „Gefahr der

Ein tägllches  Pendeln des Antragstellers von seinem Wohnon zum  neuen  Dienstort

in  Köln scheidet  danach  aus,  denn die  aß zumutbar erachteten  Fahrzeften  würden

über§chriHen.  Nach den Berechnungen der Antragsgegnerin (vgl. zusammenfassend

Bla«  15 um  27 der Belakte,  Heft 1) beträgt die FahTze» ftlr die einfache Wegstrecke

vom Wohnort des Anhgstelbrs in Dorsten, Kreis Recl{linghausen, zum  Standori der
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TPS jn  Köln mit Öffeiitlk)hen Verkehrsmitteln rund 2 Stunden  und 40 Minuten  und  mft

dem   PKV\/   1   Stunde   und   4  Minu(en.   Nach   den   von  der   Kammer  verwendeten

Routenplanern  (google  maps und  Falk)  ist die  Fahrzei{ mit dem  PKW länger,  Sie be-

tTägt für die  einfache  Strecke  von  104  km  bei üblicher Verkehrslage  rund  1  Stunde

und 20 Miniiten und dürfte im Berufsverkehr mftunter rßcli darüber liegen.

Diese  Smation  hat  die  Antragsgegnerin  im  Ergebnis  zutreffend  gewürdigt.  BLeiben

ihne  Erwägungen  in  der  Umsetzungsverfi]gung  vom  13.  Februar 2019  insoweit noch

recht pauschal,  hat sie  diese  in  der Antragseiwiderung vom  27.  März 2019 aber  in

verfahrensrechtlich  zulässiger  Weise  (vgl.  §  114  Satz  2  \^^/GO)  und  inhaltlich  zii-

treffend dahingehend ergänzt, dass dem Antragsteller jedentalk5 die Anmietung einer

Zweitwohnurü am  Dienston zumutbar sei. Auf die  Übernahme  der Kosten  nach der

emsprecnemen Konzemrichtmie wurde verweisen   Der Umstand. dass dem Antrag-

stelk}r  die  tägliche   Hin-   und   Rückfahrt   von   seinem   Wohnori  zu  stinem   neuen

Arbeftspbtz  in  Köln  nicht zumutbar  ist,  wurde  von  der Antragsgegnerin  zwar nicht

expftzft aufgegfflen, durch die Ausführungen zur Üedenfalls) zumutbaren Anmietung

ejner Zweitwohnung aber konkludent zu Grunde gelegt.

Epgänzend  weist  die  lammer  darauf hin,  dass  auch  dje  Würd©ung  der  wefteren,

vom  Antrags(eller   gegen   die   Umsetzung   vorgebrachten   persönlichen   Umstände

Emessensfehk3r nicht erkennen  lässt,  Die  Antragsgegnerin  weist zutreffend  darauf

hh,   dass   BurK]esbeamte   wie   der   Antragsteller   hii»ichtlich   jhrer   Ömichen   Ver-

wendung grundsätz[ich flexibel sein müssen. Es obliegt der Ges(altung des Beamten,

die   mit   einer   Veränderung   des   Einsatzories   verbundenen   Belastungen   organi-

satorisch  -  sei  es  durch  dle  Begründung  eines Zweftwohnsftzes oder  durch  einen

Umzug der Kemfamilie -zu bewämgen,  Etwas anderes folgt in der Regel auch nicht

aus den  Bindungen am  bisherigen Vvbhnort durch  die  Betreuung naher Angehöriger

oder die Wahrnehmung ärztlicher Betreuung.  Hierzu hat die Antragsgegnerin sowohl

in  der Umsetzungsverft]gung  als aiich  ln  der Antragserwideriing zutreffend  Stelliing

gencmmen. Auf die entsprechenden Ausführungen wird Bezug genommen.

b  Die Umsetzung des Anftagsteller§ zum Standort der TPS in Köln erweisl sich zum

gegenwähigen Zeitpunkt aber als ermessenft}hlerhaft,  weil  die  Antragsgegnerin  die

Auswirkungen  der zum  1.  O«ober 2019 zu  erwar[enden  Betriebsvem!gung  an  den
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neuen  Standori  in  Brühl  auf die  persönlichen  Belange  des Antragstellers nicht aus-

reehend berücksbhtü hat.

(1.)  Die  fflr  die  Bewertung  der  Zumutbarker(  maßgeblichen  Umstände  haben  slch

entsoliek]end geändert.  Die Antragsgegnerin hat jm voriiegenden (seft dem  13. Mäiz

2019 anhängigen) Veriähren erst mit Schreiben vom 14. Juni 2019 und auch erst auf

konkrete  Nachfrage  des Gerichts mitgetei#,  dass der Standort der TPS  in  Köln zum

30.  September 2019 vollständig aufgegeben wjrd und in die Siinherstr.  168 in 50321

Brühl  umzieht.  Mjt weiterem  Schreiben  vom  4.  Juli  2019  hat sie  ihre  Absicht  mftge-

teilt, den Antragstem!r ab  1. Oklober 2019 am Standort Brühl einzusetzen und mi{ der

schon  am  Standoil  Köln  vorgesehenen  Projettätigkeit zii  befassen.  mt  Schreiben

vom  3. Juli 2019 wurde der Antragsteller zu der beabsichtigten wefteren  Umsetzung

angehört.

(2.)  Dle  Antragsgegnerin  hat die  sich daraus fi]r den  Antragsteller ergebenden  per-
sön[ichen  Konsequenzen  bislang  niclit  hinreichend  ln  ihre  Emessenserwägungen

einbezogen.

Wie vorsteliend bereits ausgefi]m, kann der Antragstelk3r einer Tätigkeit in  Köm  nur

nachkommen. wenn er orisnah über eine  Unterkunft verfflgt. Aufgrund der zwischen-

zeftlichen  Entwicklung ist ihm die dauerhafte Anmietung von Wohnraum in  Köln jetzt

nicht mehr zumutbar   Mehrfäche  Umzüge innerhalb kurzer Zeft sind einem  Beamten

aufgrund   des  damit   verbundenen   finanziellen   und   persönliclien  Aufwands   auch

argesichts der grundsätzlich einzufordemden Fkxibililät nk}ht zumutbar,

vgl. schon VG Gelsenkirchen, Bescliluss vom 27. C)ktober
2m9 -12 L 738m9 -, jiiris Fidnr 29,

so dass der Antragsteller nicht darauf ve"iesen werden kann, zunächsl in Köln eine

Unterkunft zu suchen und ab 1. Oktober 1019 erneut nach Brühl umzuziehen.

Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin ist es fflr den Antragsteller auch keine

naheliegende  Option, jetzt (noch) ei"!  Unterkunft in  Köln  anzumieten  und  diese  für

die spätere Tätigkeit in  Brühl beizubehalten.  Angesichts der zeitnah zum  1.  Oktober

2019 anstehenden  Verk!gung  des  Standorts nach  Brühl  liegt es  auf der  Hand,  zur

Vermeidung wefterer Fahrzeften  eine  mögljchst nah am neuen  Bes€häftigungsori in
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Brühl gelegene Unterkunft zu wählen. Etwas anderes ergibt sich auch nlcm aus dem

Umstand,  dass  die  Antragsgegnerin  auf eine  Entfemung  von  nur  16  km  zwlschen

dem  aften  StandoTt  der  TPS  in  Köln  und  den  neuen  Betnebsiäumen  jn  Brühl  ver-

weist,   denn  die   damit   verbundene   Fahrzeit  (mmdestens  29  Minuten  nach  dem

Routenplaner gooüe maps) erweist sich als nicht unerheblich.

Die  gegenteilige  Option  -  die  Anmietung  einer  Unterkunft  in  Brühl,  von  der  aus  mr

die Überganszeit bis zum 30. September 2019 dk3 Tätigkeit in Köln ausgeübt weiden

könnte ~  hat die  Antragsgegnerin  bislang  nicht  in  ihre  Erwägungen  aufgenommen.

Sie würde gegenwärlig auch nicht durchgreffen. Aus der Fürsorgepflicht des Dienst-

herm  foüt,  dass  einem  Beamten.  der  sjch  gegen  seinen  Willen  einer  räumlkhen

Veränderung   ausgesetzt   sieht,   eine   gerisse   Vorbereitungszeft   zLizubjlligen   ist]

innerhalb derer er dje  Folgen  cler  anstehenden  Veränderung  für seine  persönliche

Lebensführung   bewätligen   kann.   Das   entspridit   auch   der   Praxis   der  Antragsr

gegnerin,  vrie  sie  §ich  aus  dem  bisher©en  Verfahrensverlauf  ergibt.  Denn  die  mil

Schreiben vom 13.  Februar 2019 verR}gte Umsetzung des Antragstellers eriolgte erst

zum  1.  Juni  2019,  so  dass er  über einen Zeftraum  von  mehr als drei  Monaten  die

Möglichkeit hatte, sich entsprechend vorzubereiten.  Daran fehlt es aber in Bezug auf

den  neuen  Standori  der  TPS  in   Brühl,   Die  künftige  dienstliche  Verwendung  des

Antmgstellers  in   Brühl   hat  die  Antragsgegnerin   gegenüber  dem   Gericht  erst  mit

Schriftsatz vom  4.  Juli 2019  bekannt gegeben   Der Antragstelk!r wurde  mit  Schrift-

satz  yom  3.   Juli  2019  merzu  angehört.   Ausreichende   Vorbereftungszeit  für  eine

Unterkunftssuche bLeibt ihm so nicht,

Es  ist  auch  nicht  erslchtlich,  wie  der  Antragsteller  sich  ftJr  eine  Übergangszeit  in

anderer Weise  eine  geeignete  UnterkLmft verschaffen  könnte,  insbesondere  rek;hen

die von der Antragsgegnerin zur Verfügung gestellten  Miftel (nach clen Angatm des

Antragstellers 750  €/mtl.) angesichts der  in  Köln  üblichen  Hotelpreise  nicht  aus,  die

Kosten fflr die erbrderlk=hen drei Übemachtungen pro Woche abzudecken,

11.  Der Antragsteller hat auch einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht.

Soll  die   Umsetzung  eines   Beamten  auf  einen   anderen   Dienstposten  dLirch  eine

einstweilige    Anordnung    vorläufig     rückgängü     gemacht    werden,     so     ist    ein

Anordnungsgrund  für eine  solche  Regelung  nur  im  besonderen  Einzelfall  gegeben.
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Grundsätzlich  können  Betroffem lnsDweit auf den  Fiechtsschutz  im  Hauptsachever-

fahren  verwiesen  werden,  weil  sie  in  der Zwischenzeit  keinen  endgüftigen  RechtsL

nachteil  eneiden,  Denn  eine  UmsetzLing  kann  im  Grundsatz jederzeft wieder  rück-

gängig  gemacht  werden.  Zudem  wird  mit  der gerichllichen  Anordnung  die  Haupt-

sache  zumindest  teiNveise  voweggenommen.  Ein  Anordnungsgrund  bes(eht  des-

wegen in  Fälbn solcher Art nur, wenn dem betroffenen  Beamten  in sonstiger Weise

ohne  die  Gewährung  vorläiifigen  F{echtsschutzes  schwere,  (schlech"n)  unzumiit-

bare  Nacmeile drohen,  die  sich auch bei einem späteren  Erfolg  im  Hauptsachever-

famen iiicht mehr ausgleichen lassen

OVG     NRW,     z.B.     Beschluss     vom     21.     März     2019
-6 8 1459/18 -, juris Rdnr. 18.

Ein   solcher,    die   Annahme    eines   Anondnungsgrundes   ausnahmswejse    recht-

fenigender  besonderer  Einzelfall  ist  vorliegend  gegeben,   Dbe   B€sDnderheiten  er-

geben  sich  aus  der  aus  gesundheitlichen  Gründen  eingeschränkten  Mobimät  des
Antragstellers  im  Zuffimmenwirken   m  der  sehr  kurzfristig   bekannt  gewordenen

künft©en Änderung sejnes Einsatzories.  Es stelft sich als mft der Fürsorgepfllcht der

Anhgsgegnerin   nicht  vereinbar  dar,   von  dem  Antragsteller   die  Aumahme  des

Dienstes  in  Köln zu  veriangen,  obwohl die  Frage  nach  einer gee©neten  Unterkunft

noch  Üngeklärt  ist.  Sie  darf auch  ungeklärt  sein,  weil  die  kuTzfristige  Änderung  der

btsächlichen  Umstände  der Antragsgegnerin zuzurechnen  ist  und  der Antragsteller

sich  auf  dk±se   noch  nicht  einstellen   konnte.  \^fte  vorstehend   ausgeführi,   ist  ihm

gegenwärtig  weder  ein  tägliches  Pendeln  nach  Köln  möglich  noch  ist  ihm  eine  zu-
mutlEre Altemative h€rzu eföffnet.  Der nachträglbhe  Rechtsschutz im  Hauptsache-

verfahpen  wäre  nicht  geeignet,  der  sjch  aus dieser  Situation  für  den  Antragsteller

engebenden Belastung ausreichend Ftechnung zu tragen.

Dk} Kostenentscheidung berLiht auf § 154 Ab§.  1  WrGO.  Die Feslsetzung des Streit-

wer[es bü aus §§ 53 Abs. 2  Nr.  1, § 52 Abs. 2 GKG.  Von der ln  Eweriahren sonst

üblichen  Reduzierung  des  Strejtweris  ist  abzusehen]  denn  die  im Wege  der einst-

weiligen Anopdnung ergangene vorläiifige Fiegelung stelft sich aufgrund des wefteren

Zeftabbufs sukzessive als eidgüftige Regelung dar.
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Rechtsmittelbelehrun
Gegen den  Beschluss zu  1 .  steht den  Beteiligten die  Beschwerde  an  das  Oberver-
waltungsgericlit für das lLand Nordrtiein-WestfaA3n in Münster zu.

Die  Beschwerde jst innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses
schriftlich oder als eLektronisches Dokiiment,  letzteres nacli Maßga be des §  55a der
Verwaltungsgerk;htsordnung  -  VwGO  - und  der  Verordnung  über die  technischen
Rahmenbedlngungen  des  elektronischen  Fiechtsverkehrs  und  über das  besondere
elektronische      Behördenpostfach      (Elemonischer-Fiechtsverkehr-Verordnung      -
ERVV),      bei      dem      Verwaftungsgericht      Gelsenkirchen,       Bahnhofsvorplatz3,
45879 Gebenkirchen, einzulegen, Sie isl jnmrhalb eines Monats nach  Bekanntgabe
der Entscheidung zu begründen.  Die  Begründung ist, sofern sje nicht berefts mjt der
Bescliwerde vorgelegt worden  ist,  beim Oberverwartungsge")ht für das  Land  Nord-
rhein-Westfalen,    Aegidiikirchpbtz5,    48143 Münster.    schriftlich    oder    als    elek-
tronisches Dokument, k3tzteres nach Maßgabe des § 55a VwGO und der ERVV, ein-
zureichen.  Sie  muss ejnen bestimmten  Antiag entharten.  die  Gründe  darlegen,  aus
denen  die  Entscheidung  abzuändem  oder  aufzuheben  ist,  und  sich  mft  der  ange-
fochtenen  Entscheidung  auseinandersetzen.  Das  Oberve"mftungsgericht  prüft  nur
die dargekgglen Gründe.

lm   Beschwerdeverfahren  gegen  den  Beschliis  zu  1.  muss  §iGh  jeder  Beteilig(e
durch  elnen  Prozessbevollmächtöen  vertreten  lassen.  Dies  gilt  auch  für  die  Ejn-
legung  der  Bes€hwerde.  Der  Kf.eis  der  a]s  Prozessbevollmächtge  zugelassenen
Personen und Organisationen bestimmt sich nach § 67 Abs. 4 VwGO.

Gegen den  Beschluss zu 2.  findet  innerhalb von sechs Monaten,  nachdem  die  Ent-
scheidiing  in  der  Hauptsache  F=echtskraft  erlangt  oder  das  Veriahren  sjch  ander-
weitig erledüt hat,  BesÄ}hwerde statt, wenn der Wert des  Besthwerdegegenstandes
200 Euro übersteü.

Die  Beschw=rde  ist  schriftlich  oder zur  Mederschrift  des  Urkundsbeamten  der  Ge-
schäftsstelle oder aß elektronisches Dokument,  letzteres  nach  Maßgabe  des § 55a
VwGO und  der ERVV,  bei dem Verwartungsgerioht Gelsenkirctien  einzulegen.  Über
sie   entscheidet   das   Oberverwalturüsgericht   für   das   Land   Nordrhein-Westfalen,
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, falls das beschließende Gericht ihr nicht abhilft.

Dl'. Weisel Ekrgmann

Beglmb,gt
als U rkundsbeamterin
der GeschäfBstelk3 des
Verwaftung§gerichts Gelsenkinchen

Dr. Frantzen


